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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nx. 7. — 


(Fr. 3223.) Geſetz, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bildung einer 
Staatsſchulden-Kommiſſion. Vom 24. Februar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen 2. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Gb 

Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden iſt eine von der allgemeinen 
Finanzverwaltung abgeſonderte ſelbſtſtaͤndige Behoͤrde, welche jedoch der oberen 
Leitung des Finanzminiſters inſoweit unterliegt, als dies mit der ihr nach $. 6, 
dieſes Geſetzes beigelegten Unabhaͤngigkeit vereinbar iſt. 

Dieſelbe ift unter die fortlaufende Aufficht einer beſonderen Staatsſchulden⸗ 
Kommiſſion geſtellt (S, 10.). 
2 $, 2. 

Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden ſoll fortan aus einem Direktor 
und drei Mitgliedern beſtehen. Dieſelben werden vom Könige ernannt. Der 
Direktor darf nicht zugleich Miniſter ſein. 

$. 3. 

Dem Direktor liegt die Leitung des Ganzen, die Disziplin uͤber die der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden untergeordneten Beamten und deren An⸗ 
ſtellung ob; außerdem aber haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugniſſe 
und gleiche Verantwortlichkeit. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt, bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Direktors. 

In Verhinderungsfaͤllen wird der Direktor von dem aͤlteſten Mitgliede 
vertreten. 


H. 4. 
Der Hauptverwaltung der Staatsſchulden bleiben 
1) die Staatsſchulden-⸗Tilgungskaſſe, 5 
2) die Kontrole der Stantöpapiere, 
untergeordnet. | 
Jahrgang 1850. (Fr. 3223,) 9 H. 5. 


Ausgegeben zu Berlin den 26. Februar 1850. 


Sea AZ 


A 


ao Bee as 


. §. Ds x 
Der Hauptverwaltung der Staatsſchulden liegt ob: 

a) die Verwaltung der Paſſivkapitalien des Staats, welche als allgemeine 
oder provingielle Staatsſchulden ihr durch die Verordnung vom 17. Ja⸗ 
nuar 1820. wegen der kuͤnftigen Behandlung des geſammten Staats⸗ 
ſchuldenweſens (Geſetz⸗Samml. S. 9.), durch die Order vom 2. Novem⸗ 
ber 1822. wegen Regulirung des von der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden uͤbernommenen Provinzial⸗Schuldenweſens (Geſetz⸗Samml. S. 
229.) und durch den Erlaß vom 25. April 1848. uͤber die verzinsliche 
Annahme freiwilliger Beiträge zur Beſtreitung der Staatsbeduͤrfniſſe 
(Geſetz⸗Samml. S. 117.) zur Verzinſung und Tilgung uͤberwieſen find, 
oder durch kuͤnftig zu erlaſſende Geſetze werden uͤberwieſen werden; 

b) die Verwaltung der zu dieſen Zwecken beſtimmten Verzinſungs⸗, Til⸗ 
gungs⸗ und Betriebsfonds und aller ſonſtigen, ihr bis jetzt uͤberwieſenen 

oder kuͤnftig zu uͤberweiſenden Fonds; 

c) die An- und Ausfertigung, Ausreichung und beziehungsweiſe Wiederein⸗ 
ziehung der Staatsſchulden-Dokumente im Falle der Aufnahme von 
Staatsanleihen nach Maaßgabe der dieſelben anordnenden Geſetze; 

d) die An⸗ und Ausfertigung, Ausreichung und beziehungsweiſe Wiederein⸗ 

ziehung der Kaſſenanweiſungen, ſowie die Aufſicht uͤber den Verkehr mit 
denſelben, in Gemaͤßheit der Orders vom 21. Dezember 1824. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 238.), vom 14. November 1835. (Geſetz⸗Sammlung 1836. 
S. 169.), vom 5. Dezember 1836. (Geſetz⸗Sammlung S. 318.) und vom 
9. Mai 1837. (Geſetz⸗Sammlung ©. 75.), ſowie des §. 8. des Statuts 
fuͤr die ritterſchaftliche Privatbank in Pommern vom 24. Auguſt 1849. 
(Geſetz-Sammlung Seite 359.); f P | 

e) die Einregiſtrirung der Staatsgarantieen; f ; 

£) die Ermiktelung und Verfolgung der Faͤlſchung oder Nachahmung aller 
als Geldzeichen umlaufenden Papiere, welche geſetzlich in den oͤffentlichen 
Kaſſen ſtatt baaren Geldes angenommen werden muͤſſen, insbeſondere 
der Noten der preußiſchen Bank in Gemaͤßheit des §. 30. der Bank⸗ 
ordnung vom 5. Oktober 1846. (Geſetz-Sammlung S. 439.) 


$. 6. 
Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden bleibt auch kuͤnftighin unbe⸗ 
dingt verantwortlich: 

a) in Bezug auf die An- und Ausfertigung und Ausreichung der verzins⸗ 
lichen und un verzinslichen Staatsſchulden-Dokumente und der zu erſteren 
gehoͤrigen Zinskupons nach Maaßgabe der Geſetze (F. 5. a., C. und d.); 

Dp) fuͤr die Feſtſtellung noch nicht anerkannter oder noch illiquider Provinzial⸗ 
Staatsſchulden in Gemaͤßheit des §. 5. der Order vom 2. November 
1822. wegen Regulirung des Provinzial⸗Schuldenweſens (Geſetz-Samm⸗ 
lung S. 229.) » f 

c) fuͤr die regelmaͤßige Verzinſung der ihr uͤberwieſenen Staatsſchulden und 
für die unverkuͤrzte Verwendung der der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe 

: zur 
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zur Tilgung uͤberwieſenen Fonds nach ihrem durch die Gefeße entweder 
fuͤr die Staatsſchulden im Allgemeinen oder fuͤr einzelne Klaſſen derſel⸗ 
ben beſonders feſtgeſtellten Geſammtbetrage; insbeſondere 
d) für die unverkuͤrzte Verwendung der Domainen⸗Veraͤußerungs⸗ und Ab: 
loͤſungsgelder zur Schuldentilgung; . 2472 1976 
e) für die Loͤſchung, Kaſſation und Aufbewahrung der eingeloͤſten verzins⸗ 
lichen und unverzinslichen Staatsſchulden-Dokumente bis zur gaͤnzlichen 
Vernichtung derſelben. 
In allen übrigen Beziehungen hat dieſelbe den Anordnungen und An⸗ 
weiſungen des Finanzminiſters Folge zu leiſten, welchem ſodann die Verant⸗ 
wortlichkeit fuͤr deren Inhalt obliegt. 8 


H . 


Das Beduͤrfniß der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zur Verzin⸗ 
fung und Tilgung der Staatsſchulden und zur Beſtreitung der Verwaltungs: 
koſten wird fuͤr jedes Finanzjahr durch den Staatshaushalts-Etat beſtimmt. 

Inſofern die durch die Verordnung vom 17. Januar 1820. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 9.) oder durch kuͤnftig zu erlaſſende Geſetze der Staatsſchulden⸗ 
Tilgungskaſſe uͤberwieſenen beſonderen Staatseinnahmen zur Verzinſung und 
Tilgung der Staatsſchuld nicht ausreichen, hat der Finanzminiſter die zur vollen 
Deckung des Beduͤrfniſſes erforderlichen Summen auf die bereiteſten Stgats⸗ 
Einkuͤnfte anzuweiſen. 


§. 8 


(Es verbleibt bei Der durch die Order vom 31. März 1827, genehmigten 
Einrichtung, wonach die im $. VII. Nr. 1. bis 3. der Verordnung vom 
17. Januar 1820. bezeichneten, der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe zum Behuf 
der regelmaͤßigen Verzinſung und Tilgung der Staatsſchuld uͤberwieſenen 
Staatseinnahmen von den Regierungs-Hauptkaſſen nicht direkt, ſondern durch 
Vermittelung der General-Staatskaſſe in monatlichen Raten an die Staats— 
ſchulden⸗Tilgungskaſſe abgeliefert werden. 


§. 9% 


Der Direktor und die Mitglieder der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 

leiſten ſofort nach Erlaß dieſes Geſetzes und kuͤnftig vor Antritt ihres Amtes 

in öffentlicher Sitzung des Ober⸗Tribungls nachſtehenden beſonderen Eid: , eee 
daß fie weder einen Staatsſchuldſchein, noch irgend ein anderes Staats⸗ Bin zug. 
fehulden = Dokument über den in den beftehenden oder in Zukunft zu 
erlaffenden Geſetzen beſtimmten Betrag hinaus ausſtellen, oder durch E ES JPA 
Andere ausftellen laſſen, auch mit allem Fleiß und allem Nachdruck e Loy Pez 
darauf halten und dafür ſorgen wollen, daß die ihrer Verwaltung an⸗ „ 
vertraute Staatsſchuld prompt und regelmäßig verzinſet, das Rapital 25:24 
aber in der durch die Geſetze vorgeſchriebenen Art getilgt werde und daß Jas 
ſie ſich von Erfuͤllung dieſer Pflichten und der uͤbrigen, ihnen mit eigener 
Verantwortlichkeit uͤbertragenen Obliegenheiten durch keine Anweiſungen 
oder Verordnungen irgend einer Art abhalten laſſen wollen. 

(Nr, 3233,) da §, 10, 
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$. 10. 


Die Staatsſchulden⸗Kommiſſion uͤbt die fortlaufende Kontrole über alle, 
der Hauptverwaltung der Staatsſchulden unter eigener Verantwortlichkeit uͤber⸗ 
tragenen Geſchaͤfte (F. 6.). Sie beſteht aus drei Abgeordneten der Erſten und 
drei Abgeordneten der Zweiten Kammer, und aus dem Praͤſidenten der Ober— 
Rechnungskammer. 


§. Ade 


Die aus den Kammern zu ernennenden Mitglieder der Staatsſchulden⸗ 
Kommiſſion werden mit abſoluter Stimmenmehrheit auf drei Jahre gewaͤhlt. 
Wenn vor Ablauf dieſer Zeit ein Mitglied aufhoͤrt, Abgeordneter zu ſein, ſo 
ſcheidet daſſelbe aus der Kommiſſion aus. Die in dieſem Falle oder nach Mb: 
lauf der dreijaͤhrigen Amtsdauer Ausſcheidenden fungiren bis zum Eintritt ihrer 
Nachfolger. 


H. 12. 


Die Kommiſſion waͤhlt aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und einen 
Stellvertreter deſſelben. Die Beſchluͤſſe der Kommiſſion werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Zu einem Beſchluſſe iſt die Anweſenheit von wenigſtens vier 
Mitgliedern erforderlich. i 


$. 13. 


Die aus den Kammern gewaͤhlten Mitglieder der Staatsſchulden⸗Kom⸗ 
miſſion werden vom Praͤſidenten in oͤffentlicher Sitzung unter Hinweiſung auf 
ihren als Abgeordnete geleiſteten Eid (Artikel 108. der Verfaſſungs⸗Urkunde 
vom 31. Januar 1850.), der Praͤſident der Ober-Rechnungskammer aber in der 
öffentlichen Sitzung des Ober⸗Tribunals, unter Hinweiſung auf feinen Amts⸗ 
eid, auf die Erfuͤllung ihrer beſondern Obliegenheiten verpflichtet. 


| x 
| Zur Paine. La). (ER §. 14. 
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| ‚as 20 509 


Die Staatsſchulden-Kommiſſion erhält von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden die Monats- und Jahres-Abſchluͤſſe ſowohl der Staatsſchulden⸗ 
Tilgungskaſſe uͤber die zur Verzinſung und Tilgung der Staatsſchuld beſtimm⸗ 
ten Fonds, als auch der Kontrole der Staatspapiere, und hat, ſo oft ſie es 
fuͤr angemeſſen erachtet, wenigſtens aber einmal halbjaͤhrlich, außerordentliche 
Reviſionen der Tilgungskaſſe und der Kontrole der Staatspapiere vorzuneh⸗ 
men. Sie iſt befugt, uͤber Alles, was den Beſtand, die Verzinſung und Til⸗ 
gung der Staatsſchuld, ſo wie die Verwaltung der der Hauptverwaltung uͤber⸗ 
wieſenen Fonds betrifft, von der letzteren Auskunft zu erfordern und derſelben 
ihre Bemerkungen und Anſichten zur Beſchlußnahme mitzutheilen. 


§. 15, 


Bei dem jährlichen, regelmaͤßigen Zuſammentritt der Kammern erſtattet 
die Staatsſchulden⸗Kommiſſion den beiden Kammern Bericht über ihre Thaͤtig⸗ 
keit, ſowie uͤber die Ergebniſſe der unter ihre Aufſicht geſtellten Verwaltung des 
Staatsſchuldenweſens in dem verfloſſenen Jahre. b 

; Die 


— — 


= Die Rechnungen der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe werden, nachdem fie 
von der Ober-Rechnungskammer revidirf und Feftgefteit worden find, der Staats⸗ 
ſchulden-Kommiſſion zugeftellt, welche dieſelben zu prüfen und demnaͤchſt mit 
ihrem Berichte den Kammern zu uͤberreichen hat. ö 


§. 16. 


Die eingeloͤſten verzinslichen Staatsſchulden⸗Dokumente werden jährlich, 
nach erfolgtem Rechnungsſchluſſe, von der Staatsſchulden⸗Kommiſſion und von 
der Hauptverwaltung der Staatsſchulden in gemeinſchaftlichen Verſchluß ge- 
nommen, und nach ihren Litern, Nummern und Geldbetragen zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 

Der gerichtlichen Niederlegung derſelben bedarf es nicht. 


a H. 17. 
Sobald die betreffenden Rechnungen der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe 


von den Kammern dechargirt worden ſind, werden die eingeloͤſten verzinslichen 
dälsſchulden⸗Dokumente von Kommiffarien der Staatsſchulden-Kommiſſion 
und der Hauptverwaltung der Staatsſchulden durch Feuer vernichtet und die 
Litern, Nummern und Geldbetraͤge derſelben oͤffentlich angezeigt. f 
Auf gleiche Weiſe erfolgt die Vernichtung der in Gemaͤßheit des H. V. 
der Kabinetsorder vom 14. November 1835. (Geſetz⸗Sammlung 1836. S. 169.) 
eingelöften, zur Cirkulation nicht mehr geeigneten Kaſſenanweiſungen, ſobald fie 
in den Stammbuͤchern geloͤſcht ſind. 
Die Immediat⸗Kommiſſion zur Vernichtung eingeloͤſter Staatspapiere 
wird aufgeloͤſt. 5 


§. 18. 


Die SS. VIII. bis XVI. der Verordnung vom 17. Januar 1820. wegen 
kuͤnftiger Behandlung des geſammten Staatsſchuldenweſens (Geſetz-Samm⸗ 
lung S. 9.) ſind aufgehoben. Die uͤbrigen Beſtimmungen derſelben bleiben in 
Kraft, ſoweit ſie durch das gegenwaͤrtige Geſetz nicht geaͤndert ſind. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 24. Februar 1850. 


(. 8.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


Cr. 3223—3224.) : (Nr, 3224,) 


Go 


(Nr. 3224.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen. Vom 24. Fes 
> i bruar 1850, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
| Preußen ꝛc. 2. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


§. 1. ; 

Von allen Grundſtuͤcken im Staate, welche einen Reinertrag gewähren, 
ſoll fortan die Grundſteuer entrichtet werden. 

Die einzelnen Guͤtern und Grundſtuͤcken des platten Landes und ge⸗ 
wiſſen Klaſſen von ſolchen nach den verſchiedenen, zur Zeit beſtehenden Steuer⸗ 
Syſtemen oder aus beſonderen Privilegien noch zuſtaͤndigen Grundſteuerbe⸗ 
freiungen oder Bevorzugungen werden hierdurch aufgehoben. 

Nicht minder werden diejenigen Staͤdte mit en Gemarkungen, welche 
jetzt nur dem Serviſe nach der Beſtimmung des H. 6. des allgemeinen Abgabe⸗ 
Geſetzes vom 30. Mai 1820. unterliegen, oder weder Servis noch Grundſteuer 
entrichten, der letzteren unterworfen, diejenigen Staͤdte aber, welche nach dem 
|| für fie geltenden Steuerſyſtem einer geringeren Grundſteuer, als die demſelben 
Steuerſyſtem unterworfenen Ortſchaften des platten Landes unterliegen, hierin 

den letzteren gleichgeſtellt. ü ö 

Die Entſcheidung daruͤber, ob und in wieweit den Beſitzern der bisher 
befreiten oder bevorzugten Grundſtuͤcke eine Entſchaͤdigung zu gewähren fei, 
\ bleibt vorbehalten, 
| SAA 4) act $. = 
Bun Ausgenommen von der Beſtimmung des $.1. bleiben diejenigen Grund⸗ 
| a ſtuͤcke, welche dem Staate, den Provinzen, den Kreiſen oder den Gemeinden 
eo eE gehören, in ſofern fie zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmt 
ip te FF ſind, inſonderheit alſo: f 
ADE] gen eee. a) Gaſſen, Plaͤtze, Bruͤcken, Land- und Heerſtraßen, die Schienenwege 
ee dan ze ehe der Eiſenbahnen, Fahr- und Fußwege, Leinpfade, Ströme, Fluͤſſe, Bäche, 
a cs 5 e IP Saale a Ablagen, ee 
5 N Exerzierplaͤtze, Kirchhoͤfe, Begraͤbnißplaͤtze, Spaziergaͤnge, Luft- und bo: 
> es ane Garten ; y : Les 85 a 
ya Ze. Lag b) lediglich zur Bepflanzung öffentlicher Plage, Straßen und Anlagen be- 
os ae tato. Karge ſtimmte Baumſchulen und die zur Uferbefeftigung des Meeres, öffent. 
‘| ee >, pay licher Ströme oder Fluͤſſe dienenden Anpflanzungen; 
| 3 N 6) Königliche Schlöffer und zum Gebrauche öffentlicher Behörden oder zu 


| ge scarico Viaje thu, 


Dienſtwohnungen für Beamte beſtimmte Gebaͤude, als: Militaire, Re⸗ 
4 gierungs-, Juſtiz⸗, Polizei-, Steuer- und Pofiverwaltungs- Gebäude, 
y Kreis⸗ und Gemeindehaͤuſer; ö 

y d) ee Kapellen und andere dem öffentlichen Gottesdienſte gewidmete 
7 , Gebäude; _ Sr | 

AY die Dienſthaͤuſer der Erzbiſchoͤfe, der Biſchoͤfe, der Dom- und Kurat⸗ 
3 oder 


5 


oder Pfarrgeiſtlichen und ſonſtiger mit geiſtlichen Funktionen bekleideter 
Perſonen der verſchiedenen Religionsgefellfchaften; ferner der Gymnaſial⸗, 
Seminars und Schullehrer, der Kuͤſter und anderer Diener des oͤffent⸗ 
lichen Kultus; 

) Bibliotheken, Muſeen, Univerfitäts- und alle anderen zum Unterricht be⸗ 
flimmten Gebaͤude; : 

g) Armen und Krankenhaͤuſer, Beſſerungs-, Aufbewahrungs- und Gefäng- 
nißanſtalten. 

Die Grundſteuerfreiheit der unter e. bis g. aufgefuͤhrten Gebaͤude 
erſtreckt fic) auch auf die dazu gehörigen, mit ihnen in derſelben Befriedigung 
belegenen Hofraͤume und Gaͤrten. i 

Eben fo bleiben alle Bruͤcken, Kunſtſtraßen, Schienenwege der Eifen- 
bahnen und ſchiffbare Randle, welche mit Genehmigung des Staates von Pri- 
vatperſonen oder Aktien⸗Geſellſchaften zum oͤffentlichen Gebrauche angelegt ſind, 
von der Grundſteuer befreit. 

E Said: 


| In den beiden weftlichen Provinzen werden die bisher von der Grund— 
ſteuer befreiten Grundſtuͤcke zu derſelben nach den Vorſchriften des Grundfteuer- 
Geſetzes vom 21. Januar 1839. (Geſetz-Sammlung fuͤr 1839. Seite 30. ff.) 
veranlagt. y 
8 


Innerhalb der ſechs öftlichen Provinzen find die von der Entrichtung der 
Grundſteuer bisher befreiten oder dabei bevorzugten Grundſtuͤcke, unter Zuzie⸗ 
hung der Betheiligten, nach Maaßgabe einer von dem Finanzminiſter zu erthei⸗ 
lenden Inſtruktion zur Grundſteuer vorlaͤufig zu veranlagen. 


H. 5. S 

Nachdem das Gefchäft der vorlaͤufigen Veranlagung beendet ift, werden 
die Reſultate derſelben nebſt dem Entwurfe eines die Erhebung der Grund⸗ 
ſteuer nach Maaßgabe dieſer Veranlagung anordnenden Geſetzes den Kammern 
zur Genehmigung vorgelegt werden. 5 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 

tem Koͤniglichen Inſiegel. 

| Gegeben Charlottenburg, den 24, Februar 1850, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


raf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
1 v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hoſbuchdruckerei. 
= (Rudolph Decker.) 


